Geſetz⸗Sammlung 
| für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


u NEO 


(Nr. 6401.) Geſetz, betreffend die Ausgabe von Talons zu den Rentenbriefen und zu den 
ö Schuldverſchreibungen der Paderbornſchen und der Eichsfeldſchen 
Tilgungskaſſe. Vom 14. September 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


gi: 


Mit den Zinskupons zu den Rentenbriefen und zu den Schuldverſchrei⸗ 
bungen der Paderbornſchen und der Eichsfeldſchen Tilgungskaſſe ſind bei der 
Ausgabe neuer Serien derſelben Talons nach den beigefuͤgten Formularen 


2 auszureichen. 
5 §. 2. 


Die Zinskupons zu den Rentenbriefen und zu den im $. 1. genannten 
Schuldverſchreibungen, mit welchen zum erſten Male Talons ausgegeben werden, 
ſind den nach den bisherigen Vorſchriften zur Empfangnahme Berechtigten 
auszuhaͤndigen. Die folgenden Serien der Zinskupons werden den Inhabern 
der mit der vorhergehenden Serie ausgegebenen Talons gegen deren Ruͤckgabe 


verabfolgt; wird hiergegen rechtzeitig Widerſpruch erhoben, fo erfolgt die Aus⸗ 


reichung der neuen Kupons an die Beſitzer der Rentenbriefe, beziehungsweiſe 
der Schuldverſchreibungen, gegen beſondere Quittungen. 


9 
Der H. 34. des Geſetzes uͤber die Errichtung von Rentenbanken vom 


2. Maͤrz 1850. (Geſetz-Samml. S. 112.), ſowie der $. 7. des Reglements für 
die Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Ablöfung der Reallaſten in den Kreiſen 
Paderborn, Büren, Warburg und Hoͤxter vom 8. Auguſt 1836. (Gefeß-Samml. - 


S. 236.) und der H. 8. des Reglements fuͤr die Tilgungskaſſe zur Erleichterung 
der Ablöfung der Reallaſten in den Kreiſen Muͤhlhauſen, Heiligenſtadt und 
Jahrgang 1866. (Nr. 6401.) 77 Wor⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 19, September 1866, 


Wordis o vom 9. April 1845. Sefeb- Samml. S. a erben sow e ſie mie 
den vorſtehenden Beſtimmungen nicht im Einklang ftehen, aufgehoben. 0 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. September 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Formular 8 a 
1) Zum Talon zu den Rentenbriefen. 


Talon. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen befen N zu dem 
Rentenbriefe Litt. ..... Mo... her Rthlr. Die ..... Serie Zins⸗ 
Kupons für die Zeit vom .......... bis 8 

Wird hiergegen rechtzeitig bei der unterzeichneten Behörde Widerſpruch 
erhoben, ſo erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Beſitzer des 
gedachten Rentenbriefes gegen beſondere Quittung. ö 


(Stempel.) 
WW˙27eeñ le 
Direktion der Rentenbank für“) 
Eingetragen Fol. ..... Ausgefertigt ..... 


) Bei den Talons zu den Rentenbriefen der Rentenbank für die Hohenzollernſchen 
Lande lautet die Unterſchrift: Königlich Preußiſche Regierung. 


2) Zum 


. Tilgungskaſſe. 


Talon. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
e der Paderbornſchen Tilgungskaſſe little. . 
über ..... Rthlr. die Serie Zinskupons für die Zeit voeoem 


Wird hiergegen rechtzeitig bei der unterzeichneten Behoͤrde Widerſpruch 
erhoben, ſo erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Beſitzer der 
gedachten Schuldverſchrethung gegen beſondere Quittung. 


5 (Stempel.) 
Muünſtek ß; ee 18. 
Direktion der Rentenbank für Weſtphalen und die Rheinprovinz. 
Eingetragen Fol. ..... Ausgefertigt ..... 


3) Zum Talon zu den Schuldverſchreibungen der Eichsfeldſchen 
Tilgungskaſſe. 


Talon. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe ea der 
Schuldverſchreibung der Eichsfeldſchen Tilgungskaſſe Litt. ... A 
Aber Rthlr. die Serie Zinskupons für die Zeit vom 


Wird hiergegen rechtzeitig bei der unterzeichneten Behoͤrde Widerſpruch 5 
erhoben, fo erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Befißer der 


gedachten N gegen beſondere Quittung. 


(Stempel.) 
Magdeburg, denn 18. 
Direktion der Rentenbank für die Provinz Sachſen. 
Eingetragen Fol. ..... Ausgefertigt 
(Nr, 64016402.) Mr r. 6402.) 


2) Zum Talon; a den Schulen gen der Bean 15 


= 


(Nr. 6402.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. Auguſt 1866., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte an den Grafen zu Stolberg-Roßla fuͤr den Bau und 
die Unterhaltung der Chauſſee von Roßla uͤber Agnesdorf und Schwieder— 
ſchwende bis zur Stolberg-Harzgeroder Straße, im Regierungsbezirk 
Merſeburg. 


7 
1 
9 

| 


Mass Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Grafen 
zu Stolberg⸗Roßla im Regierungsbezirk Merſeburg ausgeführten Bau einer 
Chauſſee von Schwiederſchwende bis zur Stolberg-Harzgeroder Straße, ſowie 
die Verlegung der Roßla⸗Schwiederſchwender Chauſſee von dem Nummerſtein 
48.-＋10 ab bis zum Anſchluß an die erſtgenannte Chauffee bei Schwiederſchwende 
genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch demſelben das Expropriationsrecht fuͤr 
die zur Vollendung der Chauſſee von Roßla uber Agnesdorf und Schwieder⸗ 
ſchwende bis zur Stolberg⸗Harzgeroder Straße etwa noch erforderlichen Grund⸗ 
ſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Grafen zu Stolberg⸗Roßla 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats-Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840, angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. ; 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 8. Auguſt 1866. 


5 
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4 
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Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. . 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Fr. 6403) 


6403.) Alerhöchfter Erlaß vom 27. Auguſt 1866., betreffend die ben Städten Gla 
a | bach und Vierſen im Kreiſe Gladbach, im Regierungsbezirk Düffeldorf, 
ertheilte Erlaubniß, fortan je zwei Deputirte zum Kreistage abzuſenden. 


# 


Alf den Bericht vom 16. Auguſt d. J. will Ich den Staͤdten Gladbach und 
Vierſen, Kreiſes Gladbach, ihrem Antrage gemaͤß, auf Grund des Vorbehalts 
im $. 4. C. der Kreisordnung für die Rheinprovinz und Weſtphalen vom 13. Juli 
1827. (Geſetz⸗Samml. S. 117.) und im Anſchluß an die Beſtimmungen der 
Verordnung vom 26. März 1839. §. 4. (Geſetz⸗Samml. S. 102.) und des 
Crlaſſes vom 23. Auguſt 1858. (Geſetz⸗Samml. S. 520.), hierdurch geſtatten, 
fortan je zwei Deputirte zum Kreistage abzuſenden. 


5 


. Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 
5 Berlin, den 27. Auguſt 186b. | 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 


—— — 0 


(Nr. 64036404) g c 5 = > (Nr. 6404,) 


(Nr. 6404.) Beſtaͤtigungs⸗ Urkunde eines Nachtrages zu dem Statut für die Bergiſch⸗ 
Maaͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 3. September 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der General: 
Verſammlung vom 30. Juni 1866, zur Deklaration und Ergänzung der ſtatuta⸗ 
riſchen Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung der Deputation ihrer Aktionaire 

Hu anliegenden Statutnachtrag beſchloſſen hat, wollen Wir demſelben die er⸗ 


betene landesherrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt nebft dem Statutnachtrage durch die Geſetz— 
Sammlung zu veroͤffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. September 1866. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Se 8 8 


Nachtrag 


zum 


Statut für die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, 


Die ſtatutariſchen Beſtimmungen, welche die durch den mit dem Staate am 

23. Auguſt 1850, abgeſchloſſenen Betriebsuͤberlaſſungs-Vertrag eingeſetzte, aus 
funfzehn Mitgliedern und funfzehn Stellvertretern beſtehende Deputation der 
Aktionaire betreffen, werden hierdurch, wie folgt, deklarirt und ergaͤnzt. 


H. 1. 


Zu Mitgliedern und Stellvertretern der Deputation werden drei Mitglieder 
und drei Stelloertreter aus den an der linksrheiniſchen Bergiſch-Maͤrkiſchen 
Bahnſtrecke (einſchließlich Ruhrort), Ein Mitglied und Ein Stellvertreter aus i 
den im Kreiſe Duͤſſeldorf, fuͤnf Mitglieder und fuͤnf Stellvertreter aus den 115 

er 


der Bahnſtrecke Elberfeld⸗Soeſt, Ein Mitglied und Ein Stellvertreter aus den an 
der Bahnſtrecke Vohwinkel⸗Steele, zwei Mitglieder und zwei Stellvertreter aus 
den an der von Witten reſp. Dortmund nach Duisburg und Oberhauſen fuͤhren⸗ 
den Bahnſtrecke wohnenden Aktionairen gewaͤhlt, waͤhrend fuͤr die Wahl von 
noch drei Mitgliedern und drei Stellvertretern aus den Aktionairen keinerlei 
Domizilbeſchraͤnkung ſtattfindet. Die Wahl geſchieht auf drei Jahre. Tritt 
wegen Ausſcheidens eines Mitgliedes oder Stellvertreters wahrend feiner Amts⸗ 
dauer etwa die Nothwendigkeit einer Neuwahl ein, ſo fungirt der fuͤr die be⸗ 
zuͤgliche Kategorie neu zu Waͤhlende nur für die Periode, wofür. fein aus⸗ 
geſchiedener Vorgaͤnger gewaͤhlt worden war. 


§. 2. 


Der Vorſitzende der Deputation iſt befugt, fuͤr den Fall der Behinderung 
der wirklichen Mitglieder an der Ausuͤbung ihrer Funktionen aus der Zahl der 
Stellvertreter die alsdann in Funktion tretenden Subſtituten zu bezeichnen. 

Die Beſchluͤſſe der Deputation werden nach Stimmenmehrheit in Ver⸗ 
ſammlungen gefaßt und erfordern zu ihrer Guͤltigkeit die Mitſtimmung von 
wenigſtens acht Mitgliedern; im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden der Deputation reſp. deſſen Stellvertreters. In dring⸗ 
lichen Faͤllen iſt der Vorſitzende der Deputation reſp. deſſen Stellvertreter befugt, 
die Vota der Deputationsmitglieder ſchriftlich einzuholen. 


Ne} 


Im Uebrigen bewendet es bei den die Verfaſſung der Deputation be- 
treffenden Beſtimmungen des Betriebsuͤberlaſſungs⸗Vertrages. 


§. 4. 


Behufs Vermittelung des Uebergangs von der bisherigen zur dreijaͤhrigen 
Amtsdauer werden für die Jahre 1866. bis 1869. inkl. folgende tranſitoriſche 
Beſtimmungen erlaffen. In der diesjährigen Generalverſammlung findet nur die 
Wahl von drei Mitgliedern und drei Stellvertretern fuͤr die linksrheiniſche Strecke 
(inkl. Ruhrort), ſowie Eines Mitgliedes an Stelle eines fuͤr die Witten⸗Duis⸗ 
burger Bahn ausgeſchiedenen Mitgliedes ſtatt. Jene drei Mitglieder und 
Stellvertreter bleiben bis zur Neuwahl im Jahre 1869. in Funktion. Die uͤbrigen 
zwoͤlf Mitglieder und Stellvertreter fungiren einſtweilen fort. Aus ihnen werden 
je fuͤnf im Jahre 1867., ingleichen nochmals je fuͤnf im Jahre 1868. durch 
Auslooſung ausgeſchieden; in beiden Jahren findet fuͤr die durch die Auslooſung 
betroffenen, in F. 1. feſtgeſetzten Kategorien eine entſprechende Neuwahl und 
Ergaͤnzung bis zu der in H. 1. beſtimmten Anzahl ſtatt. Im Jahre 1869. 
geſchieht die Neuwahl fuͤr die Deputationsmitglieder der linksrheiniſchen Strecke 
inkl. Ruhrort, ſowie für die zwei alsdann ebenfalls ausſcheidenden bisherigen 
5 Deputationsmitglieder, welche durch die im Jahre 1867. und 1868. bewirkte 
Aruslooſung nicht betroffen wurden. 


(Nr. 64046405) (Fr. 6405.) 


N 


(Nr, 6405.) Bekanntmachung uͤber die Seitens beider Haͤuſer des Landtages ertheilte nach- 
traͤgliche Genehmigung der Verordnung vom 7. Juni 1866., betreffend die 
Zuweiſung der in den Herzogthuͤmern Schleswig, Holſtein und Lauenburg 
ſtehenden Truppen zum erſten Wahlbezirke des Regierungsbezirks Potsdam 
für die Wahlen zum Haufe der Abgeordneten. Vom 3. September 1866. 


. Naben die unter dem 7. Juni 1866. erlaſſene, durch die Geſetz-Sammlung 
5 (Jahrgang 1866. S. 272.) verkuͤndete Verordnung, betreffend die Zuweiſung 
der in den Herzogthuͤmern Schleswig, Holſtein und Lauenburg ſtehenden Truppen 
zum erſten Wahlbezirke des Regierungsbezirks Potsdam fuͤr die Wahlen zum 
Hauſe der Abgeordneten, den beiden Haͤuſern des Landtages vorgelegt worden 
iſt, haben dieſelben der gedachten Verordnung ihre Zuſtimmung ertheilt. 


Dies wird hierdurch bekannt gemacht. 
Berlin, den 3. September 1866. 


Königliches Staatsminiſterium. 


Gr. v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


N 
AR 
N 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchbruckerei 
(R. v. Decker). 


